
VON ANNE KLEINMANN

NÜRNBERG – 709 Abgeordnete sitzen
in dieser Legislaturperiode im Deut-
schen Bundestag – so viele wie noch
nie. Die hohe Anzahl, die vor allem
durch Überhang- und Ausgleichs-
mandate verursacht wird, wird auch
vom Bund der Steuerzahler kritisiert
und mündete inzwischen immerhin
in eine kleine Reform. Der Grund für
die Kritik ist naheliegend: Je mehr
Abgeordnete es gibt, destomehr Geld
muss der Steuerzahler für ihr Gehalt
und weitere Zahlungen aufbringen.
Doch was bekommen Bundestagsab-
geordnete eigentlich alles? Ein Über-
blick.

Gehalt der Bundestagsabgeordneten:
Die sogenannte Abgeordnetenent-

schädigung ist im Grundgesetz in Ar-
tikel48, Absatz3 geregelt. Dort steht,
dass „Abgeordnete einen Anspruch
auf eine angemessene, ihreUnabhän-
gigkeit sichernde Entschädigung ha-
ben“. Der Betrag müsse der „Bedeu-
tung des besonderen Amts des Abge-
ordneten und der damit verbunde-
nen Verantwortung und Belastung
gerecht werden“, heißt es dort wei-
ter.
In konkreten Zahlen bedeutet das:

10083 Euro brutto pro Monat (Stand
Juli 2019). Sonderzahlungen wie
etwa Weihnachtsgeld erhalten Abge-
ordnete nicht. Das Einkommen
muss, wie alle Gehälter, versteuert
werden. Die monatliche Entschädi-
gung wird jährlich zum 1. Juli ange-
passt. Für 2020 verzichteten die Parla-
mentarier allerdingswegen der Coro-
na-Krise auf eine Erhöhung. Diese
orientiert sich seit 2016 an der allge-
meinen Entwicklung aller Löhne in
Deutschland. Die Große Koalition hat
dieses Prinzip beschlossen – vermut-
lich, um nicht ständig erneut über
die Höhe der Diäten diskutieren zu
müssen. DasWort „Diät“ ist der Fach-
begriff für die Abgeordnetenvergü-
tung.

Aufwandspauschale:
Zusätzlich zur Diät erhalten Bun-

destagsabgeordnete eine steuerfreie
Aufwandspauschale, „als Teil der so-
genannten Amtsausstattung“, heißt
es auf der Seite des Bundestages. Die
Pauschale wird jährlich zum 1. Janu-
ar an die Lebenshaltungskosten ange-
passt und liegt ab dem 1. Januar2021
bei 4497 Euro monatlich. Das Geld

soll für die Kosten, die durch das Bun-
destagsmandat zusätzlich anfallen,
genutzt werden. Darunter fallen zum
Beispiel eine mögliche Zweitwoh-
nung in Berlin sowie die Miete und
Einrichtung für ein Büro im eigenen
Wahlkreis. Die Mitarbeiter der Abge-
ordneten, ob im Büro im Bundestag
oder im Wahlkreis, müssen davon
nicht bezahlt werden.
Die Aufwandspauschale bekom-

men Abgeordnete unabhängig da-
von, wie viel sie tatsächlich ausge-
ben. Würde man jede Ausgabe ein-
zeln nachweisenmüssen, würde sich
der Verwaltungsaufwand „enorm er-
höhen“, heißt es zur Begründung auf
der Internetseite des Bundestags.

Weitere Zuwendungen:
Jeder Bundestagsabgeordnete hat

Anspruch auf ein komplett eingerich-
tetes, 54 Quadratmeter großes Büro
am Sitz des Bundestages. Für Han-
dys, Laptops, Faxgeräte oder Büroma-
terial steht den Abgeordneten jähr-
lich eine Kostenpauschale von bis zu
12000 Euro zu. Endet die Wahlperi-
ode vor Ablauf des Jahres oder schei-
det der Abgeordnetewährend des Jah-
res aus dem Bundestag aus, kann er
über den Jahresbetrag nur anteilig
verfügen. Wer erstmals in den Bun-
destag einzieht, bekommt im ersten
Jahr 255,65 Euro zusätzlich.

Dienstreisen:
UnternehmenBundestagsabgeord-

nete eine Dienstreise, wird die vom
Bundestag und damit vomSteuerzah-
ler übernommen. Fahrten in Aus-
übung des Mandats – zum Beispiel
imWahlkreis – muss der Abgeordne-
te hingegen selbst aus der Kostenpau-
schale bezahlen. Eine Ausnahme gilt
für Fahrten mit der Deutschen Bahn.
Bundestagsabgeordnete erhalten ei-
ne Bahncard 100, mit der sie alle Zü-
ge bundesweit nutzen können – auch
privat.

Mitarbeiter:
Umihre Aufgaben zu erledigen, ha-

benBundestagsabgeordneteMitarbei-
ter. Um diese zu entlohnen, stehen
ihnen nochmals bis zu 22436 Euro
monatlich zur Verfügung. Das Geld
erhalten die Abgeordneten aber nicht
selbst. Die Abrechnung der Gehälter
fürMitarbeiter erfolgt durch die Bun-
destagsverwaltung. Personen, die
mit denAbgeordneten verwandt, ver-
heiratet oder verschwägert sind,

sowie derzeitige oder frühere Lebens-
partner, dürfen „nicht zulasten des
Bundeshaushalts beschäftigt wer-
den“, heißt es auf der Webseite. Wol-
len die Abgeordneten solche Perso-
nen anstellen,müssten sie ihr Gehalt
selbst bezahlen.

Kranken- und Pflegeversicherung:
Generell gilt, dass Bundestagsabge-

ordnete privat, gesetzlich oder über
die Beihilfe versichert sein können.
Unter dem Begriff Beihilfe versteht
man eine eigenständige Krankenfür-
sorge aus demBeamtenrecht. Je nach-
dem bekommen die Parlamentarier
also entweder Beihilfe nach beamten-
rechtlichen Maßstäben oder einen
Zuschuss zu gesetzlichen oder priva-
ten Kranken- und Pflegeversiche-
rungsbeiträgen.

Übergangsgeld:
Alle vier Jahre müssen sich Bun-

destagsabgeordneten erneut zur
Wahl stellen, wenn sie eine weitere
Legislaturperiode mitregieren wol-
len. Tritt jemand nicht erneut an
oderwird schlicht nichtmehrwieder-
gewählt, erhält er ein „Übergangs-
geld“, das den beruflichenWiederein-
stieg absichern soll. Wie lange man
das bekommt, hängt von der Zeit im
Bundestag ab: Für jedes Jahr der Parla-
mentszugehörigkeit wird ein Monat
Übergangsgeld in Höhe der aktuellen
Abgeordnetenentschädigung ge-
zahlt, nach einer Wahlperiode also
für vier Monate, insgesamt längstens
für 18 Monate. Ab dem zweiten Mo-
nat werden allerdings alle sonstigen
Einkünfte – auch aus privaten Quel-
len – auf das Geld angerechnet.

Nebentätigkeiten:
Grundsätzlich muss laut dem Ab-

geordnetengesetz die Ausübung des
Mandats im Mittelpunkt stehen, Ne-
bentätigkeiten sind jedoch zugelas-
sen. Wer damit über 1000 Euro mo-
natlich oder 10000 Euro im Jahr ver-
dient, muss dies auf der Bundestags-
Homepage veröffentlichen. Auch
Funktionen in Vereinen, Verbänden
und Stiftungen sind anzeigepflichtig
– genausowie Beteiligungen anKapi-
tal- oder Personengesellschaften und
auch erhaltene Spenden.

Altersentschädigung:
Wer mindestens ein Jahr Bundes-

tagsabgeordneter war, dem steht
grundsätzlich eine Altersentschädi-

gung zu. Hintergrund ist, dass weder
Bundestag noch Parlamentarier wäh-
rend der Mandatszeit in die Renten-
versicherung einzahlen. Dafür erhal-
ten die ehemaligen Politiker eine
Altersentschädigung, die sich nach
ihrer Zeit im Bundestag richtet. Nach
dem ersten Jahr beträgt sie 2,5 Pro-
zent der Abgeordnetenentschädi-
gung und steigt mit jedem weiteren
Jahr der Mitgliedschaft um 2,5 Pro-
zent an. Finanziert wird diese „Pensi-
on“ aus Steuermitteln.
Der Höchstbetrag liegt bei 65 Pro-

zent der Abgeordnetenentschädi-
gung, den gibt es aber erst nach 27
Mitgliedsjahren. Den erreichen zwar
die wenigsten, weil Abgeordnete in
der Regel nicht länger als acht bis
zwölf Jahre im Parlament sind. Aus-
nahmen gibt es aber, wie Finanzmi-
nister Wolfgang Schäuble (CDU). Er
ist dienstältester Abgeordneter und
seit 48 Jahren im Bundestag.

Das verdienen andere:
Durchschnittlich verdiente ein Ar-

beitnehmer in Deutschland im ver-
gangenen Jahr fast 48000 Euro brut-
to, bei einem Bundestagsabgeordne-
ten waren es unter dem Strich über
120000 Euro. Das klingt nach viel
Geld. In der obersten Börsenliga der
30Dax-Konzerne verdientenVorstän-
de allerdings an die drei Millionen
Euro im Jahr.

Die Kritik:
DieGruppeumdieWebseite „Abge-

ordnetenwatch“ sieht nicht unbe-
dingt die Gehälter, sondern einen an-
deren Punkt kritisch: „Unsere Abge-
ordnetenwerden auch deshalb so gut
von uns Bürgern bezahlt, damit sie
voll und ganz für ihr Mandat zur Ver-
fügung stehen“, erklärt die Spreche-
rin Léa Briand auf Anfrage. Das wür-
de aber bedeuten, dass man sich die-
ser Tätigkeit auch voll widmen müs-
se. „Und das ist leider nicht immer
der Fall“, meint Briand. „Zahlreiche
Abgeordnete haben eine lange Liste
an Nebentätigkeiten, die dann oft-
mals auch noch hoch bezahlt wer-
den.“ Nicht nur die zeitliche Kompo-
nente sieht die Gruppe problema-
tisch. Nebeneinkünfte würden zu-
dem eine finanzielle Abhängigkeit
und einen Interessenskonflikt schaf-
fen. DieGruppe fordert deswegen, „ei-
ne öffentliche Diskussion über das
Verbot von Nebentätigkeiten zu füh-
ren“, sagt Briand.

Eigentlich steigen die Diäten jährlich zum 1. Juli. Wegen der Pandemie verzichteten die Bundestagsabgeordneten aber dieses Mal auf die Erhöhung.
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Mutmaßlicher Drahtzieher
des Ibiza-Videos in Haft

WIEN – Dermutmaßliche Drahtzie-
her des Ibiza-Videos, das 2019
zum Sturz der österreichischen
Regierung geführt hat, ist in Berlin
festgenommen worden. Der Mann
wird seit über einem Jahr per euro-
päischem Haftbefehl gesucht. In
dem Video, das 2017 in einer Villa
auf der spanischen Insel Ibiza auf-
genommenwurde, hatte der späte-
re österreichische Vizekanzler
Heinz-Christian Strache von der
rechten FPÖ offen für illegale Par-
teispenden und Großaufträge so-
wie anfällig für Korruption ge-
wirkt. Die Veröffentlichung führte
zu Straches Rücktritt.  dpa

Weißes Haus bekommt
für Biden Tiefenreinigung

WASHINGTON – Das Weiße Haus
soll bei der Übergabe von Donald
Trump an Joe Biden angesichts der
Corona-Pandemie deutlich gründ-
licher gereinigt werden als norma-
lerweise üblich. Plan sei, alle Ober-
flächen im Amtssitz des US-Präsi-
denten zu desinfizieren, sagte ein
Vertreter des Weißen Hauses dem
Nachrichtensender CNN. Die
Amtsübergabe ist für den 20. Janu-
ar geplant. Normalerweise wird
das Weiße Haus in den wenigen
Stunden der offiziellen Zeremonie
zur Amtseinführung gründlich ge-
reinigt. Diesmal sollen unter ande-
remdie Teppiche eine Tiefenreini-
gung bekommen – wenn sie denn
überhaupt behalten werden. Die
konkrete Planung liege bei der Ver-
waltungsbehörde GSA. Im Weißen
Haus hatte es zuletzt mehrere
Corona-Ausbrüche gegeben.  dpa

Was Abgeordnete verdienen
Neben ihren Diäten bekommen PARLAMENTARIER Geld für Mitarbeiter, Mieten und Büroausstattung sowie eine Alterspension.
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